
 

Kommunalfinanzen

Um ihrer Aufgabe gerecht zu werden, Treiber einer nachhaltigen regionalen Entwicklung zu sein, benötigt die Kommune 
entsprechende Ressourcen. Aber wie finanziert die Kommune ihre Aufgaben und welchen finanziellen Spielraum hat sie? 

Neben den Steuereinnahmen besitzen die Finanzierungszuweisungen besondere Bedeutung. Sie gehen den Kommunen als Schlüsselzuweisungen zu – 
z. B. über die Zahl der Einwohner im Rahmen des Länderfinanzausgleichs – oder als Investitionspauschale oder Ergänzungsbedarfszuweisung. 
Mit den Zuweisungen sollen vor allem pflichtige und übertragene Aufgaben finanziert werden. Ohne die anderen Einnahmearten vernachlässigen zu 
wollen, wird hier schon ein Sachverhalt sehr gut deutlich: Die Finanzierung der kommunalen Aufgaben erfolgt nicht aus eigener Kraft z.B. durch eigenes 
Steueraufkommen. Vielmehr ist die Höhe der Zuweisungen maßgeblich für das Leistungsspektrum der Kommunen. Und hieraus ergibt sich eine 
Abhängigkeit von den Zuweisungsgebern, die den Gestaltungsspielraum der Kommunen einschränken kann.

Was schränkt kommunale Aktivitäten außerdem ein?

Eine weitere Ursache für eine beschränkte kommunale Finanzausstattung liegt in der anhaltend hohen Verschuldung der kommunalen Haushalte. 
Dabei zeigt das untere Diagramm, dass der Finanzierungssaldo im Zeitablauf recht stark schwankt. Die hohe Verschuldung bindet nun Haushaltsmittel. 
Nämlich für den Schuldendienst – Zinsen und Rückführung. Das schränkt den Gestaltungsspielraum der Kommunen langfristig ein.

Zudem zeigt die nachstehende Abbildung, dass die Ausgaben für Soziale Leistungen im Zeitablauf deutlich angestiegen sind. Dies trifft besonders für die 
neuen Länder zu. Wenn man sich den Zielkatalog der nachhaltigen regionalen Entwicklung vor Augen führt, stellt sich die Frage, ob die Kommune mit 
den Sozialen Leistungen zur nachhaltigen regionalen Entwicklung beitragen kann. Oder ob nicht der Gestaltungsspielraum der Kommunen in dem Maß 
abnimmt, wie der Anteil für Ausgaben für Soziale Leistungen steigt. Und das gilt umso mehr, als die Kommune die Sozialen Leistungen nicht einfach
streichen kann.

Anteil der Einnahmen des Verwaltungshaushaltes (2013: West/Ost)

Steuereinnahmen
(44,3 %/29,5 %)
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Quelle: BMF 2014, eigene Rechnung und Darstellung

Zuweisungen
(32,3 %/50,0 %)

» Schlüsselzuweisungen

» Investitionspauschale

» Ergänzungsbedarfszuw.
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(9,7 %/7,8 %)
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Sonstige E.
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…

Quelle: BMF 2014, eigene Rechnung und Darstellung
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Anteil der Einnahmen des Verwaltungshaushaltes
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HNEE – Fachbereich Nachhaltige Wirtschaft 
Der Einfluss beschränkter kommunaler Finanzausstattung auf die 

Entwicklung einer Region im ländlichen Raum  
mit demografischer Herausforderung

Fachbereich Nachhaltige Wirtschaft

Die Kommune

Welche Rolle spielt die Kommune für die regionale Entwicklung?

Kommune ist ein Sammelbegriff für kreisfreie Städte, Gemeindeverbände, kreisangehörige Städte und Gemeinden. Es gibt in Deutschland mehr als 12 
Tsd. Kommunen. Kommunen sind sehr unterschiedlich: die Gemeinde München mit rd. 1,26 Mio. Einwohnern zählt hier ebenso dazu, wie die Gemeinde 
Dierfeld im rheinlandpfälzischen Landkreis Bernkastel-Wittlich mit 7 Einwohnern.

Kommunen sind Gebietskörperschaften des öffentlichen Rechts. Ihnen ist nach Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes die Selbstverwaltung garantiert. 
Die Selbstverwaltung umfasst das Recht, einen Großteil öffentlicher Aufgaben selbstständig zu erledigen.

Den Kommunen obliegt in diesem Zusammenhang die Finanz-, Planungs-, Gebiets-, Personal- und Verwaltungshoheit. Die Finanzhoheit besagt, dass die 
Kommune über ausreichend finanzielle Mittel verfügen muss, um die übertragenen Aufgaben finanzieren zu können. Die Planungshoheit gibt den 
Kommunen das Recht und die Pflicht vorausschauend zu planen, so dass das Hoheitsgebiet weiterentwickelt werden kann.

Über die Selbstverwaltung hinaus sind die Rechte der Kommunen begrenzt. Das gilt vor allem für die Mitwirkung an der Gesetzgebung. Hier besitzen 
die Kommunen keine direkte Einflussmöglichkeit. Sie werden bundesweit durch die kommunalen Spitzen-institute – Landkreistage, Städte- und 
Gemeindetage vertreten. 

Auf Europäischer Ebene sind sie Mitglied im so genannten Ausschuss der Regionen, der als beratende Institution die Sichtweise der lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften zu Rechtsvorschriften der EU vertritt.

In der Volkswirtschaftslehre zählen die Kommunen in der Systematik der Wirtschaftssubjekte zur Gruppe der öffentlichen Haushalte. Und als solche 
haben sie die Aufgabe mit öffentlichen Gütern Kollektivbedarfe bestmöglich zu decken.

Welche Aufgaben hat die Kommune?

Welche Produkte/Leistungen erbringt die Kommune?

Selbstverwaltungsaufgaben Übertragene Aufgaben 
(ohne Spielraum)

Freiwillige (ob, wann und wie)

Zum Wohl der Bürger: z. B. kulturelle Angebote, 
wirtschaftliche Verbesserungen, soziale Hilfen 
(Umfang ist abhängig von finanzieller Leistungs-
fähigkeit der Kommune)

Pflichtige
(wann und wie)

Per Gesetz oder Rechtsordnung (Bund/Land): 
z. B. Katastrophenschutz, Abwasserbeseitigung, 
Bau und Unterhaltung von Schulen und Kitas

Z. B. Bauaufsicht, Zivilschutz, Wahlen

Perspektiven

Was könnte den Einfluss der Kommune auf die Entwicklung (ländlicher, vom demografischen Wandel betroffener) 
Regionen positiv beeinflussen?

Im Rahmen der Forschungs- und Projektarbeit der Dozierenden und Studierenden des Studiengangs Regionalmanagement werden Lösungen erarbeitet 
und in Pilotprojekten in die Praxis überführt. Stück für Stück entsteht auf diese Weise ein Bild von den Perspektiven der Kommunen in ländlichen, vom 
demografischen Wandel stark betroffenen Regionen. Ziel ist, die Pilotprojekte auch nach der Umsetzung zu begleiten, die gesammelten Erfahrungen  
in die Lehre einfließen zu lassen und so sicherzustellen, dass die Regionalmanager*innen der HNE nach dem Abschluss mit konkreten und aktuellen 
Lösungsansätzen in die Praxis gehen.

Kommunaler Produkt- / Leistungsrahmen (des Landes NRW) Übertragene Aufgaben 
(ohne Spielraum)

(1) Innere Verwaltung

(2) Sicherheit/Ordnung

(3) Schulträgeraufgaben

(4) Kultur/Wissenschaft

(5) Soziale Leistungen

(6) Kinder-, Jugend- und Familienhilfe

(7) Gesundheitsdienste

(8) Sportförderung

(9) Räumliche Planung und Entwicklung

(10) Bauen und Wohnen

(11) Ver- und Entsorgung

(12) Verkehrsflächen und -anlagen, ÖPNV

(13) Natur- und Landschaftspflege

(14) Umweltschutz

(15) Wirtschaft und Tourismus

(16) Allg. Finanzwirtschaft

(17) Stiftungen

Quelle: eigene Darstellung in Anlehnung an die Gliederung des Landes NRW

Mit Blick auf die Aufgaben und Leistungen der Kommune wird deutlich, dass die Kommune mit ihren Aktivitäten nicht nur in die ökonomische, sondern 
auch sehr stark in die ökologische und soziale Sphäre ausstrahlt. Demnach kann sie eine bedeutsame Triebfeder der nachhaltigen regionalen Entwicklung 
sein. Die Abbildung von Diefenbacher et al. (siehe links oben) stellt diesen Zusammenhang dar. 

Literatur: Bladt, M. und Zdrowomyslaw, M. (2009), Regionalwirtschaft/Global denken, lokal und regional handeln, Deutscher Betriebswirte-Verlag, Gernsbach.
Mönnich, E. (2004), Erklärungsansätze regionaler Entwicklung und politisches Handeln, Peter Lang Verlag, Frankfurt/Main.
Schwarting, G. (2001), Der kommunale Haushalt, Erich Schmidt Verlag, Berlin
Faber, K. und Oswalt, P. (2013), Raumpioniere in ländlichen Regionen/Neue Wege der Daseinsvorsorge, Edition Bauhaus 35, Spector Books, Leipzig
Hüther, G. (2013), Kommunale Intelligenz – Potenzialentfaltung in Städten und Gemeinden, edition Körber-Stiftung, Hamburg

Ländlichkeit und Demographie

Was bewirkt Ländlichkeit?

Mit Ländlichkeit ist der ländliche Raum gemeint. Es gibt verschiedene 
Definitionen. Eine ist: alles was nicht verstädtert ist, ist ländlicher Raum. 
Eine andere versucht, den ländlichen Raum über die Siedlungsstruktur 
– über die Einwohnerdichte – zu definieren. Danach gelten Räume mit 
weniger als 150 EW/qkm als ländlich. Mit Blick auf durchschnittlich 
115 EW/qkm in der EU, werden aber schnell die Probleme dieser Abgren-
zung deutlich. Wenn man nun von  den 150 EW/qkm ausgeht, sind 67 % 
der Regionen Deutschlands ländlich. Die Karte zeigt das – alle grün 
eingezeichneten Regionen sind ländlich.

Was ist nun das besondere an den ländlichen Räumen?
Sie weisen eine vergleichsweise geringere wirtschaftliche Leistung auf. 
Und mit dieser gehen dann geringe Steuereinnahmen für die Kommune 
einher. Im Durchschnitt betragen die Steuereinnahmen der ländlichen 
Kommunen nur 70 % jener in städtischen Kommunen. Das schränkt den 
Gestaltungsspielraum der Kommune ein.

Zudem ergibt sich auch eine Herausforderung aus der dünnen Besied-
lung. Eine Faustformel besagt, dass sich die Versorgungskosten pro Ein-
wohner verdoppeln, wenn sich die Einwohnerdichte halbiert. Beispiel 
Straße: die Kosten der Instandhaltung verteilen sich im dünn besiedelten 
Raum auf weniger Köpfe im Vergleich zu Räumen mit mehr Einwohnern 
usw.

D. h. die Kommunen im ländlichen Raum haben sowohl eine schwierigere 
Einnahmesituation als auch Herausforderungen auf der Ausgabenseite.

Was bewirkt der demographische Wandel?

Demografischer Wandel bedeutet: Unsere Gesellschaft wird weniger, älter und bunter. Das heißt u. a., dass 44 % der Kommunen und 50 % der ländlichen 
Kommunen bis 2025 schrumpfen werden. Als Konsequenz wirkt sich der demografische Wandel auch auf die finanzielle Situation der Kommunen aus. 
Hier sollte zum einen der Einwohnerrückgang und zum anderen die Veränderung der Altersstruktur der Einwohner berücksichtigt werden. 

Letztere kann einen strukturellen Wandel zur Folge haben, also das Verhältnis Erwerbstätiger zu Nicht-Erwerbstätigen beeinflussen.

Quelle:BBSR 2009, eigene Darstellung
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Regionale Entwicklung

Was ist Regionale Entwicklung?

In der Volkswirtschaftslehre wird in der Regel auf die wirtschaftliche Entwicklung abgestellt. Dabei verbinden wir wirtschaftliche Entwicklung mit wirt-
schaftlichem Wachstum, also mit der Zunahme wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit. Diese Zunahme messen wir z. B. am BIP, dem Bruttoinlandsprodukt. 
Dieses stellt die Summe der um die Vorleistungen bereinigten produzierten Waren und Dienstleistungen im Inland innerhalb einer bestimmten Zeit dar. 
Regionale Entwicklung wird deshalb oft gleichgesetzt mit einer Steigerung des BIP.

Das funktioniert in den volkswirtschaftlichen Modellen gut. 
In der Realität ist Beschreibung über das BIP jedoch problematisch. Denn das BIP beinhaltet Messfehler: Es misst z. B. unentgeltliche Leistungen nicht – 
wie z. B. das Ehrenamt. Die soziale Komponente der Leistungserstellung wird also vernachlässigt. Es bezieht auch Externalitäten d.h. externe Effekte nicht 
mit ein. Würde eine Firma im Rahmen der Produktion die Umwelt verschmutzen, würde zwar die Leistungserstellung der Firma berücksichtigt, nicht aber 
die Schädigung der Umwelt. Die Leistungen zur Beseitigung der Umweltschäden würden hingegen im BIP erfasst – d. h. das BIP würde wachsen, wenn 
wir viel Umweltverschmutzung hätten und viel Geld dafür ausgeben würden, diese wieder zu beseitigen. Das BIP erfasst also ökologische Aspekte nicht.

Schließlich vernachlässigt es auch bestimmte ökonomische Aspekte nicht – vor allem die Effizienz des Einsatzes knapper Ressourcen. Denn eigentlich ist 
es dem BIP egal, was produziert wird, solange nur etwas produziert wird. Wie bedarfsgerecht die Produktion ist, erfasst es nicht.

Ein Konzept, um regionale Entwicklung anders bzw. umfassender zu messen, ist das der nachhaltigen regionalen Entwicklung, in der neben ökonomi-
schen auch ökologische und gesellschaftliche Aspekte Berücksichtigung finden und in der die Kommune eine wichtige Triebfeder ist. Nachfolgend wird 
vor diesem Hintergrund diskutiert, inwiefern die Kommune in der Lage ist, die Triebfeder zu sein. Hierbei wird vor allem auf Kommunen in ländlichen, 
stark vom demografischen Wandel betroffenen Regionen abgestellt.

Erweiterter Zielkatalog für eine nachhaltige regionale Entwicklung „Zauberscheibe“ der Nachhaltgkeit nach Diefenbacher et al. (1997)
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